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"Da ist eine Menge passiert" 

Minister räumt Fehler 
i~ Münchehagen ein 

"Keine akttlelle Bedrohung" / SPD: Albrecht verantwortlich 
Eigener Bericht 

vdB/bon. Hannover/MünchehagenlNienburg 
Das Stichwort "Münchehagen" und der am Montag bekanntgewordene Abschluß­

bericht eine)" Sonderkommission des Landeskriminalamtes über Versäumnisse 
Fehler der Behörden" bei der tlberwachung der Sondermülldeponi n kreis 
Nienburg haben Landesregierung und Opposition geste ermaßen stark be­
schäftigt. Umweltministel" We~~er.~e~~ c gegenüber Journalisten in 
Hannover für einen rasclie~er Sanierungsarbeiten aus und räumte ein, 
daß ,,in Münchehagen eine Menge passiert ist, was wi .. nicht gutheißen können". 
SPD-Fraktionschef Gerhard Schröder sagte, der "Fall Münchehagen"erweise sich 
immer mehr als "Stück behördlich abgesegneter UmweItkriminalität". 

Wie berichtet, kommt ' die Sonderkom­
mission zu der Erkenntnis, daß in Mün­
chehagen seit 1976 Sondermüll unter ka­
tastrophalen Bedingungen eingelagert 
worden ist, daß die Eingangskontrolle in 
der Deponie mangelhaft war und gutach­
terliehe Warnungen von den Behörden 
nicht hinreichend beachtet worden sind. 

Dazu meinte der Umweltminister, der 
Polizei bericht enthalte allem Anschein 
nach keine neuen Informationen über das 
mögliche Ausmaß der Gefahr, die von der 
Deponie ausgehe. Remmers betonte, er 
sei überzeugt, daß die Staatsanwaltschaft 
den Bericht des . Landeskriminalamtes 
auswerte und dann entscheide, ob Straf" 
verfahren eingeleitet werden müssen. 

Der Umweltminister bedauerte, daß er 

Keine Ahnung 
vdB. Die umstrittene Sondermülldepo­

nie in Münchehagen bei Nlenburg hat 
sich wieder einmal als sprudelnde Quelle 
für landespolItische Skandale erwiesen. 
Nicht genug damit, daß die Tongruben 
jahrelang mit hochgiftigem Abfall aus al­
len Teilen Europas gefüllt wurden, ob­
wohl lange vor der ersten Einlagerung 
von Wissenschaftlern vor einer möglichen 
Gefährung des Grundwassers und damit 
des Trinkwassers gewarnt worden war; 
auch die Kontrolle des angelieferten 
Mülls war - wie durch die Arbeit eines 
Untersuchungsausschusses Im Landtag 
nachgewiesen wurde - so chaotisch, daß 
es kriminellen GeSChäftemachern nicht 
schwertiei , die Behörden auszutriCksen. 

Mit Beginn dieser Woche ist die lange 
Kette von Schludereien um ein Glied ver­
längert worden : Eine Sonderkommission 
der Polizei ermittelte ein Jahr lang und 
legte das Ergebnis ihrer Nachforschun­
gen pflichtgemäß der Staatsanwaltschaft 
vor - im November vergangenen Jahres. 
In den dann folgenden Monaten lieferten 
gleich mehrere Staatsanwaltschaften ein 
Musterbeispiel dafür ab, wie schnell sie 
arbeiten, wenn es um brisante Umweltde­
lIkte geht. Die Tatsache, daß es fast fünf 
Monate dauerte, bis der polizeiliche Er­
mlttlungsbericht das Justizministerium in 
Hannover erreichte, spricht für sich. Der 
Umst~nd, daß kein einziger Landesbeam-

erst am Montagabend durch Rundfunk­
meldungen über den Abschluß der poli­
zeilichen Ermittlungen informiert worden 
ist. Inzwischen wisse er, daß der 69 Seiten 
umfassende Bericht - er stammt vom 25. 
November vergangenen Jahres - von der 
Staatsanwaltschaft in Verden am 19. 
März der Anklagebehörde beim Oberlan­
desgericht Celle zugeleitet worden ist. 
Von dort wurde er am 2. April ans Justiz­
ministerium nach Hannover weiterge­
reicht. Auch dem Innenministerium 
wurde ein Bericht übergeben, aber nicht 
dem Umweltministerium. Weder im Ju­
stizministerium noch im Innenministe­
rium wurden die Ermittlunsergebnisse 
dem Minister persönlich vorgelegt. . 

Der Umweltminister betonte: "Von 
Münchehagen geht kein aktueller Bedro­

. hungstatbestand aus." Das Konzept für 
die endgültige Sanientng der Deponie 
werde noch im Mai beschlossen, so daß 
die Arbeiten in drei Jahren beendet sein 
könnten. Die Kosten gab das Ministerium 
mit mehr als 40 Millionen Mark an. 

Oppositionsführer Gerhard Schröder 
meinte zu dem Münchehagen-Bericht der 
Polizei, die Landesregierung verdiene 
kein Vertrauen mehr. Ohne Rücksicht auf 
Gesundheitsgefährdungen habe sie sich 
an einer Politik der Verheimlichung und 
Vertuschung beteiligt. Schröder machte 
Ministerpräsident Ernst Albrecht für den 
"Münchehagen-Skandal" verantwortlich. 
Zugleich forderte er die Staatsanwalt­
schaft auf, gegen alle für Münchehagen 
Zuständigen, auch gegen Mitglieder der 
Landesregierung, Ermittlungsverfahren 
einzuleiten. Auch die Grünen forderten, 
personelle Konsequenzen aus dem Er­
mittlungsergebnis des Landeskriminal­
amtes zu ziehen. Die FDP beantragte für 
die Landtagssitzung in der kommenden 
Woche eine aktuelle Stunde. Die CDU 
wies' die Kritik Schröders als ungerecht­
fertigte Polemik zurück. 

Der Kreisausschuß des Landkreises 
Nienburg verwahrte sich gegen Vorverur­
teilungen und bat Innenminister Wilfried 
Hasselmann um Aufklärungshilfe. Nien- . 
burgs Oberkreisdirektor Wilfried Wies­
brock sagte, er habe erst aus der Zeitung 
von dem Bericht erfahren. 

Die Staatsanwaltschaft Verden hatte 
den Bericht über die Sondermülldeponie 
Münchehagen beim Landeskriminalamt 
in Auftrag gegeben, nachdem im August 
1985 eine extrem hohe Konzentration des 
Seveso-Giftes Dioxin in Münchehagen ge­
messen wurde. "Im November 1985 haben 
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vdB. Die umstrittene Sondermülldepo­

nie in Münchehagen bei Nlenburg hat 
sich wieder einmal als sprudelnde Quelle 
für landes politische Skandale erwiesen. 
Nicht genug damit, daß die Tongruben 
jahrelang mit hoch giftigem Abfall aus al­
len Teilen Europas gefüllt wurden, ob­
wohl lange vor der ersten Einlagerung 
von Wissenschaftlern vor einer möglichen 
Gefährung des Grundwassers und damit 
des Trinkwassers gewarnt worden war; 
auch die Kontrolle des angelieferten 
Mülls war - wie durch die Arbeit eines 
Untersuchungsausschusses im Landtag 
nachgewiesen wurde - so chaotisch, daß 
es kriminellen Geschäftemachern nicht 
schwerfiel, die Behörden auszutricksen. 

Mit Beginn dieser Woche Ist die lange 
Kette von Schludereien um ein Glied ver­
längert worden: Eine Sonderkommission 
der Polizei ermittelte ein Jahr lang und 
legte das Ergebnis ihrer Nachforschun­
gen pflichtgemäß der Staatsanwaltschaft 
vor - im November vergangenen Jahres. 
In den dann folgenden Monaten lieferten 
gleich mehrere Staatsanwaltschaften ein 
Musterbeispiel dafür ab, wie schnell sie 
arbeiten, wenn es um brisante Umweltde­
lIkte geht. Die Tatsache, daß es fast fünf 
Monate dauerte, bis der polizeiliche Er­
mittlungsbericht das Justizministerium in 
Hannover erreichte, spricht für sich . Der 
Umstand, daß kein einziger Landesbeam­
ter auf die Idee kam, das ErmIttlungser­
gebnis auch dem Umweltministerium zu­
zuleiten, wiegt noch schwerer. 

Es muß als Skandal bewertet werden, 
daß Minister Remmers bis Montag abend 
keine Ahnung hatte und erst aus dem Ra­
dio erfuhr, welche Versäumnisse die Poli­
zei den Behörden in Münchehagen nach­
gewiesen hat. 

iVluncnenagen gent Kein aKtueHer ljearo­
hungstatbestand aus." Das Konzept für 
die endgültige Sanierung der Deponie 
werde noch im Mai beschlossen, so daß 
die Arbeiten in drei Jahren beendet sein 
könnten. Die Kosten gab das Ministerium 
mit mehr als 40 Millionen Mark an. 

OppOSitionsführer Gerhard Schröder 
meinte zu dem Münchehagen-Bericht der 
Polizei, die Landesregierung verdiene 
kein Vertrauen mehr. Ohne Rücksicht auf 
Gesundheitsgefährdungen habe sie sich 
an einer Politik der Verheimlichung und 
Vertuschung beteiligt. Schröder machte 
Ministerpräsident Ernst Albrecht für den 
"Münchehagen-Skandal" verantwortlich. 
Zugleich forderte er die Staatsanwalt­
schaft auf, gegen alle für Münchehagen 
Zuständigen, auch gegen Mitglieder der 
Landesregierung, Ermittlungsverfahren 
einzuleiten. Auch die Grünen forderten, 
personelle Konsequenzen aus dem Er­
mittlungsergebnis des Landeskriminal­
amtes zu ziehen. Die FDP beantragte für 
die Landtagssitzung in der kommenden 
Woche eine aktuelle Stunde. Die CDU 
wies' die Kritik Schröders als ungerecht­
fertigte Polemik zurück. 

Der Kreisausschuß des Landkreises 
Nienburg verwahrte sich gegen Vorverur­
teilungen und bat Innenminister Wilfried 
Hasselmann um Aufklärungshilfe. Nien- . 
burgs Oberkreisdirektor Wilfried Wies­
brock sagte, er habe erst aus der Zeitung 
von dem Bericht erfahren. 

Die Staatsanwaltschaft Verden hatte 
den Bericht über die Sondermülldeponie 
Münchehagen beim Landeskriminalamt 
in Auftrag gegeben, nachdem im August 
1985 eine extrem hohe Konzentration des 
Seveso-Giftes Dioxin in Münchehagen ge­
messen wurde. "Im November 1985 haben 
wir ein Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Der Bericht liegt uns seit März dieses 
Jahres vor. Wir wollten damit erst an die 
Öffentlichkeit gehen, wenn wir Schuldige 
vorweisen können", sagte dazu am Diens­
tag der Oberstaatsanwalt beim Landge­
richt Verden, Reimar Popken. Die Staats­
anwaltschaft warte noch auf letzte Gut­
achten, die in den nächsten Wochen vor­
liegen müßten. Erst dann werde geprüft, 
was strafrechlich von Bedeutung sei. . 


